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Zweite Verordnung 

zur Änderung der Verordnung zu § 1 Abs. 1 des Bundespolizeibeamtengesetzes 
Vom 20. März 1980 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Bundespolizeibeamten¬ 
gesetzes in der Fassung vom 3. Juni 1976 (BGBl. I 
S. 1357) wird verordnet: 


§ 1 

§ 1 der Verordnung zu § 1 Abs. 1 des Bundespolizei¬ 
beamtengesetzes vom 12. Juli 1976 (BGBl. I S. 1808). 
geändert durch die Verordnung vom 20. November 1979 
(BGBl. I S. 1980), wird wie folgt geändert: 

Nach den Worten „Leitender Medizinaldirektor im Bun¬ 


desgrenzschutz" werden die Worte „Direktor der 
Grenzschutzdirektion" eingefügt. 

§2 

§ 1 findet auf den beim Inkrafttreten dieser Verord¬ 
nung im Amt befindlichen Direktor der Grenzschutz¬ 
direktion keine Anwendung. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Februar 
1980 in Kraft. 


Bonn, den 20. März 1980 


Der Bundesminister des Innern 
Baum 
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Erste Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
im Ausgleichsjahr 1980 

Vom 20. März 1980 


Auf Grund des § 14 Abs. 3 des Gesetzes über den Fi¬ 
nanzausgleich zwischen Bund und Ländern vom 28. Au¬ 
gust 1969 (BGBl. I S. 1432) wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

§1 

Vollzug der Umsatzsteuerverteilung 
und des Finanzausgleichs im Ausgleichsjahr 1980 

(1) Zum vorläufigen Vollzug der Umsatzsteuervertei¬ 
lung und des Finanzausgleichs unter den Ländern im 
Ausgleichsjahr 1980 wird der Zahlungsverkehr nach 
§ 14 Abs. 1 des Gesetzes in der Weise durchgeführt, 
daß die Ablieferung des Bundesanteils an der durch 
Landesfinanzbehörden verwalteten Umsatzsteuer auf 
die folgenden Hundertsätze erhöht oder vermindert wird: 


Baden-Württemberg 

83,9 v. H. 

Bayern 

63,1 v. H. 

Berlin 

56,8 v. H. 

Bremen 

37,8 v. H. 

Hamburg 

100,0 v.H. 

Hessen 

79,7 v. H. 

Niedersachsen 

31,0 v. H. 

Nordrhein-Westfalen 

70,0 v. H. 

Rheinland-Pfalz 

53,8 v.H. 

Saarland 

10,4 v.H. 

Schleswig-Holstein 

24,3 v. H. 

(2) Die zuständigen Landeskassen liefern die vorläu- 


figen Einnahmen des Bundes nach Absatz 1 am Tage 
des Aufkommens an die Bundeshauptkasse ab. Soweit 
dies aus zwingenden Gründen nicht möglich ist, sind die 
Einnahmen täglich in Höhe des geschätzten Aufkom¬ 


mens abzuliefern; der Ausgleich mit dem tatsächlichen 
Aufkommen ist unverzüglich durchzuführen. 

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg leistet zusätz¬ 
lich auf ihren vorläufigen Ausgleichsbeitrag zum Steuer- 
und Finanzausgleich monatliche Vorauszahlungen von 
11 760 000 DM an die Bundeskasse Bonn, die am 15. 
eines jeden Monats fällig werden. 

(4) Auf den Länderanteil an der durch Bundesfinanz¬ 
behörden verwalteten Umsatzsteuer entrichtet der Bun¬ 
desminister der Finanzen am 15. eines jeden Monats 
eine Abschlagszahlung auf der Grundlage des Aufkom¬ 
mens des Vormonats. Im jeweils darauffolgenden Monat 
werden gleichzeitig die mit der Abschlagszahlung des 
Vormonats zuviel oder zuwenig gezahlten Beträge ver¬ 
rechnet. Für die Aufteilung auf die einzelnen Länder gilt 
die im § 13 Nr. 3 des Gesetzes über den Finanzaus¬ 
gleich zwischen Bund und Ländern genannte Feststel¬ 
lung der Einwohnerzahlen. 

§2 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 19 des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
auch im Land Berlin. 

§3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1980 in Kraft. 


Bonn, den 20. März 1980 


Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
M. Lahnstein 
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Verordnung 

über Meldepflichten der Zuckerwirtschaft 
(Meldeverordnung Zucker) 

Vom 20. März 1980 


Auf Grund des § 15 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über 
die Neuorganisation der Marktordnungsstellen vom 
23. Juni 1976 (BGBl. I S. 1608, 2902) wird im Einver¬ 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

Zucker im Sinne dieser Verordnung sind die aus 
Zuckerrüben oder Zuckerrohr hergestellten Zucker und 
Sirupe sowie Invertzucker. 

§2 

Meldepflichten 

(1) Die nachstehend aufgeführten Unternehmen ha¬ 
ben monatlich Meldungen auf dem Formblatt nach dem 
Muster der jeweils genannten Anlage über die dort be- 
zeichneten Tatsachen abzugeben: 

1. Unternehmen, die Zucker hersteilen, nach dem Mu¬ 
ster der Anlage 1, 

2. Unternehmen, die mit Zucker handeln, mit einem jähr¬ 
lichen Bezug von mehr als 3001 Zucker, lose, flüssig 
oder in Packungen von mehr als 5 kg, nach dem Mu¬ 
ster der Anlage 2. 

Unternehmen nach Nummer 2 haben keine Meldungen 
abzugeben, soweit bei ihnen anfallende zu meldende 
Tatsachen von Unternehmen nach Nummer 1 gemeldet 
werden. 

(2) Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 haben 
außerdem für die Zeit vom ersten Samstag im Septem¬ 
ber bis zum letzten Freitag im Januar des folgenden Jah¬ 
res wöchentlich Meldungen auf dem Formblatt nach 
dem Muster der Anlage 3 abzugeben. Diese Meldungen 
haben den gesamten vom ersten Samstag im Septem¬ 
ber bis zum jeweiligen Freitag einschließlich abgelaufe¬ 
nen Zeitraum zu erfassen. 

(3) Unternehmen mit mehreren Betrieben haben für 
jeden Betrieb gesondert zu melden. 

(4) Die Meldepflichten obliegen dem Inhaber des Un¬ 
ternehmens. Wird das Unternehmen nicht vom Inhaber 
geleitet, obliegen sie dem verantwortlichen Leiter des 
Unternehmens. 


(5) Soweit nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 zu 
meldende Tatsachen nicht vorliegen, ist Fehlanzeige zu 
erstatten. 

§3 

Zeitpunkt der Meldungen 

An die nach § 15 Abs. 3 des Gesetzes über die Neu¬ 
organisation der Marktordnungsstellen zuständige Stel¬ 
le sind abzusenden 

1. die monatlich abzugebenden Meldungen (§ 2 Abs.1) 
spätestens am 10. Tag nach Ablauf des Berichtsmo¬ 
nats, 

2. die wöchentlich abzugebenden Meldungen (§ 2 
Abs. 2) spätestens am Samstag nach Ablauf des Be¬ 
richtszeitraums. 

§4 

Ausnahmeregelung 

Die nach § 15 Abs. 3 des Gesetzes über die Neuorga¬ 
nisation der Marktordnungsstellen zuständigen Stellen 
können im Einzelfall Abweichungen von den Formvor¬ 
schriften dieser Verordnung, insbesondere die Abgabe 
von Meldungen auf Datenträgern, festsetzen. 

§5 

Aufzeichnungspflichten 

Die Meldepflichtigen haben die für die Meldungen 
nach § 2 Abs. 1 bis 3 erforderlichen Aufzeichungen lau¬ 
fend zu machen. Die Aufzeichnungen sind drei Jahre 
aufzubewahren. Längere Aufbewahrungsfristen nach 
anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

§6 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 17 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes über die Neuorganisation der Marktordnungs¬ 
stellen handelt, wer als Meldepflichtiger vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 eine Meldung nicht richtig, nicht voll¬ 
ständig oder nicht in der vorgeschriebenen Form er¬ 
stattet oder entgegen § 3 nicht rechtzeitig absendet 
oder 
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2, entgegen § 5 Satz 1 oder 2 Aufzeichnungen nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig macht oder nicht 
aufbewahrt. 

§7 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 31 des Gesetzes 
über die Neuorganisation der Marktordnungsstellen 
auch im Land Berlin. 


§8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1980 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Zweite Durchführungsverord¬ 
nung zum Zuckergesetz: Meldepflichten in der im Bun¬ 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7844-1-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung außer Kraft. 

(3) Meldungen über den Zeitraum vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung sind nach den bisher geltenden Vor¬ 
schriften abzugeben. 


Bonn, den 20. März 1980 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
J. Ertl 
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Seite 1 


Meldung des Herstellers von Zucker 

(auf Grund der Meldeverordnung Zucker vom 20. März 1980) 


Anlage 1 

(zu § 2 Abs. 1 Nr. 1) 


ZI 


An 


Unternehmen: 

Straße:. 

(PLZ) Ort: 


-Erkennung-1 

| Kennzahl für das Unternehmen | | 

Land 

Reg./ 

Bez. 

Kreis 

Betriebs-Nr. 

LE 

LU 

in 

-LU. 1 .. 

| Jahr 

Monal 


rrzrr 

ZU 


i 

2 

3 

4 

A Zuckerabsatz 

1 

Nr. 

Zucker in 
Packungen 

t Weiß¬ 
zuckerwert 

Sonstiger 
Zucker, lose, 
flüssig, in 
Packungen 
>5 kg 

t Weiß¬ 
zuckerwert 


Abgang 

Abgang für menschliche Ernährung 


an Handel (Nr. 150, 160) 

PMÖ1 1 

ir 


davon Großhandel 

m\. 

~ir 

1 

Einzelhandel (Nr. 170,180) 

1 160 | ! 

ur 

1 

davon Filialbetriebe, Warenhäuser 

qzö] r .... 

~zr ' 

- 1 

andere Einzelhandelsbetriebe 

1 1801 1 _ 

zum 

ZZ 

an Be- und Verarbeitungsbetriebe (Nr. 210, 220, 230, 240, 250, 260, 270, 

|2ÖÖ| 

LZ 

zzz 

280, 290, 300, 310, 320, 330) 

fäiöl 



davon Hersteller von Schokolade 

1_ 

1 

Hersteller von Zuckenwaren 

[220 1 

r~ 

1 

Hersteller von Dauerbackwaren 

1 230 j 

LZ 

1 

Hersteller von Brot, Konditoreiwaren 

[240] 

r~ 

1 

Hersteller von Nährmitteln, Backhilfsmitteln 

1250) 

zz 

zz 

Hersteller von Brotaufstrichen, Obstkonserven, Gemüsekonserven 

1 260 | 

LZ 

zz 

Hersteller von Speiseeis 

[27Ö1 

LZ 

zz 

Hersteller von Milcherzeugnissen 

[280] 

ZZ 

zz 

Hersteller von Wein, Sekt 

1 290 1 

LZ 

zz 

Hersteller von Bier, Likör, Branntwein 

13001 

ZZ 

zz 

Hersteller von Erfrischungsgetränken, Fruchtsaft, Obstwein 

IM] 

LZ 

zz 

Hersteller von chemischen und pharmazeutischen Produkten (versteuert) 

1 320 | 

ZZ 

zz 

sonstige Hersteller 

[330] 

LZ 

zz 

an Endverbraucher 

IM] r 

LZ ZZ 

zzz 

Insgesamt (Nr. 140, 200, 340) 

1 350 1 1 

ZZ LZ 

zz 






1 

2 

1 3 || 4 || 5 

6 

1 1 1 1 5 

9 

10 

B. Zucker 

Nr. 

| Weißzucker 

flüssiger 

Zucker 

t 

| Rohzucker | 

Fegezucker, 

Zucker 
Insgesamt 
Sp. 5 bis 9 

Grundsorte 

Aufschlag- 

insgesamt 
Sp. 3 + 4 

Erst¬ 

erzeugnis 

Nach¬ 

erzeugnis 

t 

Restprodukte, 
Abläufe 
und Sirupe 


Bestand am Anfang des Meldezeitraumes (Weißzuckerwert) 
Zugang 

Zugang aus Herstellung 
davon aus Rüben Naturalwert 

Durchschnittsrendement 

Weißzuckerwert 

aus Einwurfzucker Naturalwert 

Durchschnittsrendement 

Weißzuckerwert 

Zugang an Einwurfzucker von 

Weißzuckerwert 


darunter unversteuert 
ausländischer Herkunft (Weißzuckerwert) 

Ingesamt verfügbar (Nr. 100,130, 160, 180, 190, 210) 

Abgang 

Abgang für menschliche Ernährung ingesamt (Weißzuckerwert) 
davon nach Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Niedersachsen 
Bremen 

Nordrhein-Westfalen 

Hessen 

Rheinland-Pfalz 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Saarland 

Berlin (West) 


m c 


QU 


r»3öi [ 


[üöj 

fisöl 


fieöl □ 


RtöI 

fisöl 


fiäöl □ 


fäööl [ 


m [ 


S L 


f23Ö1 [ 

föpn [24Ö1 

0H [2SÖ] 

fÖf3l [260] 

[Öl4] [270] 

fÖIsl [ 28 Ö] 

[öTe] [29Ö] 

[00 


[TTÖ] [33Ö] 

03® 


338 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1980, Teil I 





B. Zucker Nr. Grund: 

__t. 

Weiterverarbeitung im eigenen Betrieb (Weißzuckerwert) 1350} 

Abgang an Zuckerfabriken, unversteuert (Weißzuckerwert) 1360 [ | 

Abgang an einwerfende Betriebe Naturalwert 1370 ] 

Weißzuckerwert 13801 

Abgang für andere Zwecke (Nr. 400, 410) 13901 

davon Futter (Weißzuckerwert) [ 4001 

chemische Industrie (Weißzuckerwert) [4101 

Ausfuhr (Weißzuckerwert) |420| 

Schwund und Verlust (Weißzuckerwert) 14301 | 

Abgang insgesamt (Nr. 230, 350, 360, 380, 390, 420, 430) 14401 | 

Bestand am Ende des Meldezeitraumes (Weißzuckerwert) 14501 | 

davon im Regierungsbezirk 


□□□□□□□□□□□□ 
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Seite 4 


noch: Anlage 1 


1 

2 

3 

^Z 

1 5 II 6 II 7 t 

| 8 | | 9 

10 





Rübenschnitzel ausgelaugt 


nübcn 

C. Nebenerzeugnisse der Rüben- und Zuckerverarbeitung 

Nr. 

Melasse 

naß 

(In Naß- 
wert) 
t 

trocken, unpelletiert 

unmelassiert | | melassiert | | sonstige 

unmelassiert melassiert 

_‘.i 1 « — 

Schnitzel 

vollwertig 

t 











Bestand am Anfang des Meldezeitraumes 

15801 |_ 

ZI ZI 

ZI LZ 

II 

zzz 

ZZ 

II 

Z 1 

Zugang 









Zugang aus Verarbeitung (Nr. 600, 610, 620) 

[59Ö1 | 

mzz 

ZZ LZ 

zz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

_II 1 

davon aus Rübenverarbeitung 

[600] 1_ 

ZZ] ZZ 

zzzz 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

ZL_J 

aus Inlandsrohzucker 

[eiöl 1 

z 







aus Auslandsrohzucker 

m 1_ 

ZI 







Sonstiger Zugang 
inländischer Herkunft 









[63Ö] 1 

ZZ 

IZZZ 

zzzz 

zzz 

ZZ 

ZZ 

_Jl_1 

ausländischer Herkunft 

[0401 | 

ZZ 







Insgesamt verfügbar (Nr. 580, 590, 630, 640) 

[650] Z 

ZZ ZZ 

ZI LZ 

zzzz 

Z ZZ 

ZZ 

ZZ 

ir i 

Abgang 









Weiterverarbeitung im Betrieb 

[66Ö1 I - 

ssi 







darunter Antrocknung an Schnitzel und Pellets 

1670| | 

1 







Entzuckerung 

16801 [_ 

ZZ 







Abgang in andere Betriebe zur Entzuckerung 

[69Ö1 Z 

Ml 







Abgang an Rübenanbauer 

[7ÖÖ1 I 

zzzz 

ZZ ZZ 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

_II I 

an Mischfutterbetriebe 

M Z 

ZZIZZ 

zzzz 

z lz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

ZZ 1 

an Zuckerfabriken 

IM] (ZI 

zzzz 

ZZ ZZ 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

II ] 

an Hefefabriken 

Ml ZI 

ZI 







an Brennereien 

Ml ZZ 

ZZ 







an sonstige Abnehmer 

Ml ZZ 

zzzz 

zzzz 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

_ II .. . 1 

Ausfuhr 

Ml | 

zzzz 

IZZZ 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

_11_1 

Schwund und Verlust 

Ml ZZ 

zzzz 

zzzz 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

11 1 

Abgang insgesamt (Nr. 660, 690, 700, 710, 720, 

Ml ZZ 

ZIZZ 

ZZ LZ 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

II 

—1Z 1 

730, 740, 750, 760, 770) 









Bestand am Ende des Meldezeitraumes 

Ml [ZI 

ZZ 

zzzz 

zzzz 

ZZ 

ZZ 

ZZ 

zzz 


lch(Wir) versichere(n), daß die vorstehenden Angaben vollständig und richtig sind 
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Seite 1 Anlage 2 

(zu § 2 Abs. 1 Nr. 2) 

Meldung des Unternehmens, das mit Zucker handelt 



Ich (Wir) versichere(n), daß die nachstehenden Angaben vollständig und richtig sind: 
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noch: Anlage 2 Seite 2 


1 

2 

3 

4 

Zucker 

Nr. 

Zucker in 
Packungen 
<5 kg 

Sonstiger 

flüssig, in ' 
a > 5kg en 



t Weiß¬ 
zuckerwert 

t Weiß¬ 
zuckerwert 





Bestand am Anfang des Meldezeitraumes 

100|I I 

1_ 


Zugang 




inländischer Herkunft 

r~ i 

d 


ausländischer Herkunft 

«Öll 1 

r 


Ingesamt verfügbar (Nr. 100, 110, 120) 

H°] 1_I 

i_ 


Abgang 








an Handel (Nr. 150, 160) 

14Ö1 | | 

d 


davon Großhandel 

m\ i 

i 


Einzelhandel (Nr. 170, 180) 

160| | | 

i 


davon Filialbetriebe, Warenhäuser 

mci .. i 

r.~ 


andere Einzelhandelsbetriebe 

18Ö1I 1 

d 


an Be- und Verarbeitungsbetriebe (Nr. 210, 220, 230, 240, 250, 260, 270, 

280, 290, 300, 310, 320, 330) 

205] 

£3 

_ 

davon Hersteller von Schokolade 

21Ö1 

i 


Hersteller von Zuckerwaren 

2201 

1 


Hersteller von Dauerbackwaren 

2301 

r 


Hersteller von Brot, Konditoreiwaren 

240| 

r 


Hersteller von Nährmitteln, Backhilfsmitteln 

2501 

r~ 


Hersteller von Brotaufstrichen, Obstkonserven, Gemüsekonserven 

2601 

r~ 


Hersteller von Speiseeis 

270J 

d 


Hersteller von Milcherzeugnissen 

12801 

d 

.d 

Hersteller von Wein, Sekt 

[29Ö] 

d 


Hersteller von Bier, Likör, Branntwein 

[3001 

d 


Hersteller von Erfrischungsgetränken, Fruchtsaft, Obstwein 

[31Ö1 

d 


Hersteller von chemischen und pharmazeutischen Produkten (versteuert) 

|~32Ö] 

d 


sonstige Hersteller 

[33Ö] 

d 


an Endverbraucher 

[34Ö1I 1 

d 

_ 

Insgesamt (Nr. 140, 200, 340) 

im i__i 

d 


Abgang für andere Zwecke (Nr. 370, 380) 

13601 

d 


davon Futter 

[370] 

d 


chemische Industrie 

13801 

d 

_ 

Ausfuhr 

[39011 1 

d 


Schwund und Verlust 

1 400| | | 

d 


Abgang ingesamt (Nr. 350, 360, 390, 400) 

m\ . i 

d 


Bestand am Ende des Meldezeitraumes 

14201 | | 

d 
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Seite 1 


Wochenmeldung des Herstellers von Zucker 

(auf Grund der Meldeverordnung Zucker vom 20. März 1980) 


Anlage 3 

(zu § 2 Abs. 3) 


Z 3 


An 


Unternehmen: 

Straße:. 

(PLZ) Ort: 


- Erkennung - 


Kennzahl für das Unternehmen 


Kreis Betriebs-Nr. 


rnxn 


x n u l i: 


u 
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noch: Anlage 3 


Seite 2 



Zugang 


Bahn 

mnz 

ss 

ss 

S 

Straße 

1 120 1 | 

ss 

ss 

S 

Wasserstraße 

Sl. 

zr 

is 

I 

Zugang insgesamt (Nr. 110, 120,130) 

1 140 1 |_ 

ss 

zzcz 

S 

davon aus dem Bundesland 






.mss 

i 




.man 

s 




.LU U_| | _ 

_1 



Abgang 





Verarbeitung auf Zucker 

ss 

zz 

mm 

s 

auf Rübensaft 

fl6Ö] | 

ss 

zzzz 

s 

auf Trockengut 

SCH 

ss 

IZZZ 

s 

Verarbeitung insgesamt (Nr. 150, 160, 170) 

s s 

ss 

sh; 

s 

Schwund und Verlust 

r*9öi i 

ss 

33 33 

s 

Abgang insgesamt (Nr. 180, 190) 

[ 2 ööi s 

SS 

SS 

s 


Zuckergehalt der Rüben an der Schneidmaschine.% 

Der durchschnittliche Schmutzanhang betrug .% 


1 

2 

ssc 

5 

B. Zucker 

Nr. 

| Zucker aus Rüben 

t 

Rendement 

Weiß- 

t 

Zugang aus Herstellung (Nr. 220 bis 260) 

IMI 



C 


davon Grundsorte 

220] 



1 


Aufschlagsorten 

[230] 



L 


Rohzucker-Ersterzeugnis 

s 

1 1 

zz c 


Rohzucker-Nacherzeugnis 

25Ö]^U 

1 1 

r 


Sirupe und Restprodukte 

m i_i 

1 . "1 

L 


darunter Rübensaft 

f27Öl 

SS SS 

L 



lch(Wir) versichere(n), daß die vorstehenden Angaben vollständig und richtig sind: 


Ort 


Datun 
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Erste Verordnung 

zur Änderung der Arbeitsvermittlergebührenverordnung 
Vom 21. März 1980 

Auf Grund des § 24 Abs. 3 des Arbeitsförderungs¬ 
gesetzes vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 582) wird nach 
Anhörung der Bundesanstalt für Arbeit gemäß § 234 
Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes verordnet: 

Artikel 1 

§ 2 Abs. 2 der Arbeitsvermittlergebührenverordnung 
vom 25. April 1979 (BGBl. I S. 506) erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„(2) Der beauftragte Vermittler hat Anspruch auf Er¬ 
satz der auf seine Gebühr entfallenden Umsatzsteuer, 
sofern diese nicht nach § 19 Abs. 1 des Umsatzsteuer¬ 
gesetzes vom 26. November 1979 (BGBl. IS. 1953) un- 
erhoben bleibt.“ 


Artikel 2 
Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 250 des Arbeitsför¬ 
derungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1980 in Kraft. 


Bonn, den 21. März 1980 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
Ehrenberg 
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Verordnung 

zur Bestimmung der Formblätter zum Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(FormblattV) 

Vom 24. März 1980 


Auf Grund des § 46 Abs. 3 des Bundesausbildungs¬ 
förderungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma¬ 
chung vom 9. April 1976 (BGBl. IS. 989), der durch das 
Gesetz vom 16. Juli 1979 (BGBl. I S. 1037) geändert 
worden ist, wird mit Zustimmung des Bundesrates ver¬ 
ordnet: 

§1 

Bestimmung der Formblätter 

(1) Als Formblätter, auf denen die zur Feststellung 
des Anspruchs auf Leistungen nach dem Bundesausbil¬ 
dungsförderungsgesetz erheblichen Tatsachen anzu¬ 
geben sind, werden die Anlagen 1 bis 9 zu dieser Ver¬ 
ordnung bestimmt. 

(2) An den mit einem Stern gekennzeichneten Stellen 
der Versicherung des Erklärenden in Anlage 3, Seite 3, 
Nummer 4 sind die Bedarfssätze nach § 12 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 12 Abs. 2 Nr. 2, § 13 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
Absatz 2 Nr. 1 und § 13 Abs.1 Nr. 2 in Verbindung mit 
Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzes in der zu Beginn des Bewil¬ 
ligungszeitraums, für den Ausbildungsförderung bean¬ 
tragt wird, maßgeblichen Höhe einzusetzen. 

(3) Auszubildende an Hochschulen können den Be¬ 
such der Ausbildungsstätte außer durch die Anlage 4 
auch durch eine von der Hochschule maschinell erstell¬ 
te Bescheinigung nachweisen, die alle in Anlage 4 für 
diese Auszubildenden vorgesehenen Angaben enthält. 


§2 

Vorbehalt für das Land Bayern 

Die Ämter für Ausbildungsförderung im Land Bayern 
können die Formblätter 1 bis 4 in einer für den Vollzug 
des Bayerischen Ausbildungsförderungsgesetzes er¬ 
gänzten Fassung verwenden. Die Ergänzung bedarf der 
Zustimmung des Bundesministers für Bildung und Wis¬ 
senschaft. 

§3 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 67 des Bundesaus¬ 
bildungsförderungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
mit der Maßgabe in Kraft, daß die in § 1 bezeichneten 
Formblätter für alle Bewilligungszeiträume zu verwen¬ 
den sind, die nach dem 30. Juni 1980 beginnen. Gleich¬ 
zeitig tritt die Verordnung zur Bestimmung der Formblät¬ 
ter zum Bundesausbildungsförderungsgesetz vom 
9. April 1976 (BGBI.I S.936), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 23. Juli 1979 (BGBl. I S. 1072), mit der 
Maßgabe außer Kraft, daß die darin bestimmten Form¬ 
blätter für alle Bewilligungszeiträume verwendet werden 
sollen, die vordem 1. Juli 1980 beginnen. 


Bonn, den 24. März 1980 


Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 
Schmude 
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Anlage 1 








Bundesentschadigu 


lesetz oder nach dem Heimkehr er gesetz oder wurden solche beantragt? 




Bedarf 

Wohnen Sie während der Ausbildung bei den Eltern oder einem Elternteil? 


jaD nein D 


jaD neinD 


Wenn nein, sind bei Schülern von Haupt- und Realschulen. Gymnasien, integrierten Gesamtschulen. Fach- 
ober-, Berufsfach-, Berufsaufbau-. Abendhaupt-. Abendrealschulen die Gründe hierfür anzugeben: 


Steht der von Ihnen bewohnte Wohnraum 
im Eigentum Ihrer Eltern oder eines Elternteils? 

Führen Sie einen eigenen Haushalt? 

Leben Sie mit mindestens einem in Nr. 10 genannten Kind in ein 

Fahrkosten 

für den täglichen Weg zur Ausbildungsstatte nach- 

für eine Familienheimfahrt (Hin- und Rückfahrt) hach- 

Unterkunft 

Internatsunterbringung - Heimkosten 

Kosten der Unterkunft (einschl Nebenkosten an den Vermieter) 
Sind hierin Heizkosten enthalten? 

Zahl der Bewohner der Unterkunft I—I—I Befinden sich dar 


i 11 

ja D nein D 
jaD neinD 
jaD neinD 

111 

MM nu 

111 

1 1 1 ImtlDM 

111 

1111 mtl. DM 


ja 1 1 nein 1 J 

r Familienmitglieder? 

jaD neinD 


Es ist die tariflich 
günstigste Fahrkarte (j 
■ Schülermonatskarte. 
Schüler-rück-fahrkart« 
oder eine entsprechen 
' Bescheinigung der Fal- 
preisauskuntt beizulüj 
s. Hinweisblatt 


Formblatts 4/80 
Die Kosten sind durch t 

mieter unterschriebene 
Vereinbarung nachzuwt 
s. auch Hinweisblatt 


Lern- und Arbeitsmittel, 

sofern sie nicht von der Ausbildungsstätte zur Verfügung gestellt werden | I I I I I I 

- nicht Schulbücher, Taschenrechner, Fachliteratur u. Verbrauchsmaterial • I A 1 _LJ 1_I DM 


Studienfahrten, 

die nach der Ausbildungsordnung vorgeschrieben sind 
- nicht Klassenfahrten - 


Schulgeld/Studiengebühren - nur an privaten Ausbildungsstätten - 
Tagesheimkosten - nur an privaten Ausbildungsstätten - 


LLLLLUdm 
1111-LI Jdm 
U M 1 .1 1dm 



Nur für Hochschulstudenten und Praktikanten, deren Praktikum im Zusammenhang 
einer Hochschule steht: 

Sind Sie selbst - außer im Rahmen der Familienmitversicherung - in einer 


,□ neinD 


des Krankenversicheri 
trägers beifügen, wem 
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Einkommen des Auszubildenden (Belege bitte beifügen) 


Maßgebend für die Angaben sind die Einnahmen, die für den Bewilligungszeitraum 

von_bis_also für |_|_J Kalendermonate voraussichtlich erzielt werder 


Waisenrente 


□ 


Waisengeld 


□ 


Ausbildungsvergütung auch sachBer.se lohn 


Voraussichtliche Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit (Brutto) 


Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit. 
Vermietung und Verpachtung, Einnahmen aus Kapitalvermögen 
(z. B. Sparzinsen), Renten aus eigenem Recht (z. B. Unfallrenten, 
jedoch nicht Waisenrenten) 


Einnahmen nach der Einkommensverordnung zum BAföG 


Unterhaltsleistungen des geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten des Auszubildenden oder sonstiger Personen (nicht der Eltern 
und des Ehegatten des Auszubildenden) 


Zuwendungen von Firmen und privaten Stiftungen 

Ausbildungsbeihilfen und gleichartige Leistungen aus öffentlichen Mitteln sowie 
Förderungsleistungen ausländischer Staaten soweit sie zur Deckung des Lebens¬ 
unterhalts und der üblichen Ausbildungskosten bestimmt sind 
Andere Einnahmen des Auszubildenden, die bestimmt sind oder verwendet 
werden zur Deckung des Unterhaltsbedarfs 

a) des Ehegatten I—LU—I—I DM b) der Kinder 


Vermögenswirksame Leistungen - nur Arbeitgeberanteil - 


Vermögen des Auszubildenden im Zeitpunkt der Antragstellung 

- alle Angaben sind zu belegen - 


Land- und forstwirtschaftliche Grundstücke 
Sonstige unbebaute Grundstücke 
Sonstige bebaute Grundstücke 


Bauspar- und Prämiensparguthaben 

Wertpapiere, insbesondere Aktien Pfandbriefe. 
Schatzanweisungen. Wechsel, Schecks 


Sonstige Forderungen und Rechte 


Sonstige Vermögensgegenstände 


Verkehrswert des Vermögens im Ausland 


Barvermögen, Bank-, Postscheck- und Sparguthaben 

(Wenn Vermögenswerte nach Nr 26 1 bis 26.9 nicht vorhanden sind, ist hier 


LL 


JJ_L 


1 .11-1 


ULLL 


üll 


UlL 


_UJ_ 


_ULL 


.11 1 1 


_LLL 


U_L 


_UL 


1111 


JJ_L 


Wert in vollen DM 


11. 1 1 


J. U. .1 


UM 


111 i 


1 U li L 
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Anlage 2 
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Anlage 3 


Diese Erklärung kann getrennt vom Antrag des Auszubildenden dem Amt für Ausbildungsförderung 1 FOfTTlbl3tt 3/ 80 
unmittelbar übersandt werden! 


Zutreffendes ist anzukreuzen XI 





Amtliche Hinweise 

in Blockschrift* ausfullen 



ITT 

771 i i i i i i i 

Die Beantwortung sämt¬ 
licher Fragen ist zur 


* 

— 1 



Bundesausbildungs¬ 

förderungsgesetzes 

Name. Vorname, Geburtsname des A 

uszubilden 

den 


Geburtsdatum 

erforderlich 

(§§ 46 Abs. 3 und 56) 



Erklärung □ des Ehegatten 

□ des Vaters 

□ der Mutter 

Jeder Elternteil mit eigenem Einkommen hat für sich 
diese Erklärung abzugeben. 

Ein Elternteil ohne Einkommen kann an Stelle einer eigenen 
Erklärung die Zusatzerklärung auf Seite 3 dieses Formblattes 
abgeben. 

Sollen Angaben über das 
Einkommen nicht in den 
Bewilligungsbescheid 
aufgenommen werden, 
ist dies dem Amt für 
Ausbildungsförderung 
unter Angabe von Grün¬ 
den schriftlich mitzu- 

1 Name. Vorname 




Geburtsdatum 


Anschrift (Straße Hausnummer. PLZ. Ort* 



dauernd 1 1 


esc h n sei, 


Nur j Befinden Sie sich i 

Ehe- 

Ausbildur 

9? 


ia □ nein □ 

oraussichtlicher 


desAus- 

zu_ Beziehen Sie Leist 

bildenden l . 

ngen nach dem BAfö 

G? ja □ nein □ 








5 Kinder soweit von ihnen unterhalten un 

d/oder in 

usbildung 

Geburtsdatum 

icT'« "Tfch mtl 1 D°M innahmen ' 

□ □□ LU 1 

Zu Nr 5 und 6 sind die Ver¬ 
hältnisse im Bewilligungs¬ 
zeitraum (Schul- oder Stu¬ 
dienjahr) maßgebend. 

Hier bitte nicht den Antrag¬ 





nnn i i i i 

steller und wehr- oder 
zivildienstleistende Kinder 
aufführen. 

nnn f i i i 

Einkommensbelege für den 
Bewilligungszeitraum 0 

4. nnn i i i i 

bitte beifügen b 

s. auch Hinweise aut S 4 0 

(Weitere Kinder bitte auf einen 

besonderen Blatt au 

führen) 

Wohnung Ge . K*d nur ,rr» Ver- 



Schul,anr Absch'u 

LklLT 1 

r| n n n n 

Eine Tätigkeit ohne Aus¬ 
bildungsvertrag ist kein 



Ausbildungsverhältnis 


Kt. IT 1 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

L 



19 / 



Kt. 1 7 1 7 nnnnnn 



19 / 



Kt. 17 1 

C 

n 

□ 

n 

□ 

□ 

7 



19 / 







Ist hier mehr als eine 

Person einzutragen, 




Ansch 

numroer. PLZ. Orl) 

Angaben bitte aut geson¬ 
dertem Blatt beifügen 

JJ. 

andtschaftsverhältnis oder 

tiger Grund der Unterhattsverpflichtung 

Bruttoeinnahmen 

Art monatlich DM 
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Anlage 4 







□□□□□□ 
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Anlage 5 


Formblatt 5/ so 


Zutreffendes ist anzukreuzen M 

Bitte sorgfältig Förderungsnummer 

in Blockschrift ausfüllen. I I I I I I 


Name, Vorname, Geburtsname des Auszubildenden 


Geburtsdatum 


Die Beantwortung sämtlicher Fragen ist zur Durchführung des 
7l JSatzblatt für AllSländGr L Bundesausbilclun 9 s,örclerun 9 s 9 eselzes erforderlich (§§ 46 Abs. 3 und 55) 

1.1 Name des Vaters___ 

1.2 Name der Mutter_ 



3.1 Rechtmäßige Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland (einschl. des Landes Berlin) 



Die Zeiten sind durch die Vorlage der Arbeitserlaubnis und einer Bestätigung des Arbeitgebers bzw. durch eine Bescheini¬ 
gung der berufsständischen Vertretung und des Umsatzsteuerbescheides zu belegen. Für die angegebenen Zeiten sind 
die Höhe des Verdienstes z. B. durch Versicherungsunterlagen, Steuerbescheide, Bescheinigungen der Arbeitgeber u. ä. 
nachzuweisen. 
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3.1.1 Zeiten, in denen eine Erwerbstätigkeit von dem Vater/der Mutter nicht ausgeübt werden konnte (z. B. wegen Erwerbsun¬ 
fähigkeit, Krankheit, Arbeitslosigkeit, Beschäftigungsverbote oder Mutterschaftsurlaub nach dem Mutterschutzgesetz) 



War oder ist eine der erklärenden Personen Mitglied oder Familienangehöriger eines Mitglieds 

a) einer diplomatischen Mission, einer konsularischen Vertretung, einer ausländischen Handelsvertretung, 

b) einer supra- oder internationalen Organisation, 

c) der Stationierungsstreitkräfte oder ihres zivilen Gefolges? 


nein CD 

ja CD 

nein CD 

ia CD 

neinD 

Ja CD 


bis. 

bis. 

bis. 


Ich versichere, daB meine Angaben richtig und vollständig sind. 

Mir ist bekannt, daB unrichtige und unvollständige Angaben oder die Unterlassung von Änderungsanzeigen strafrechtlich 
verfolgt oder als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße geahndet werden und daß ich verpflichtet bin, Beträge zu ersetzen, 
die durch vorsätzlich oder fahrlässig falsche oder unvollständige Angaben oder durch Unterlassung einer Änderungsanzeige 
geleistet wurden. 
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Auszug aus dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 

§ 36 Vorausleistung von Ausbildungsförderung 

(1) Macht der Auszubildende glaubhaft, daß seine Eltern den nach den Vorschriften dieses Gesetzes angerechneten Unterhalts¬ 
betrag nicht leisten, und ist dadurch die Ausbildung gefährdet, so wird nach Anhörung der Eltern Ausbildungsförderung ohne 
Anrechnung dieses Betrages geleistet. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn 

1. der Auszubildende glaubhaft macht, daß seine Eltern den Bedarf nach den §§ 12 bis 14 a nicht leisten, und die Eltern ent¬ 
gegen § 47 Abs. 4 die für die Anrechnung ihres Einkommens und Vermögens erforderlichen Auskünfte nicht erteilen oder 
Urkunden nicht vorlegen und darum ihr Einkommen und Vermögen nicht angerechnet werden können, und wenn 

2. Bußgeldfestsetzung oder Einleitung des Verwaltungszwangsverfahrens nicht innerhalb zweier Monate zur Erteilung der er¬ 
forderlichen Auskünfte geführt haben oder rechtlich unzulässig sind, insbesondere weil die Eltern ihren ständigen Wohnsitz 
außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes haben. 

Haben die Eltern ihren ständigen Wohnsitz außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes, so ist weitere Voraussetzung, daß 
der Auszubildende seinen Unterhaltsanspruch an das Land abgetreten hat. 

(3) Ausbildungsförderung wird nicht vorausgeleistet, soweit die Eltern bereit sind, Unterhalt entsprechend einer gemäß § 1612 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches getroffenen Bestimmung zu leisten; dies gilt nicht, wenn die von den Eltern getroffene 
Bestimmung die Durchführung der Ausbildung erheblich beeinträchtigen würde. 
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Zutreffendes ist anzukreuzen Kl 


Anlage 7 
[ Formb l att 7/so [ 

Förderungsnummer 


Bescheinigung nach § 48 BAföG 

(Auszug aus den §§ 47 und 48 BAföG siehe Rückseite) 


1 Name, Vorname, Geburtsname des Auszubildenden 


Geburtsdatum 


2 Ausbildungsstätte_ 


(Bezeichnung, Ort) 


3 Diese Leistungsbescheinigung bezieht sich auf 
die Fachrichtung / den Fachbereich__ 


das 1. Hauptfach / 1. Fach 
das 2. Hauptfach / 2. Fach 


die Nebenfächer / 3. Fach und weitere Fächer 


4 □ 
□ 


Es wird bestätigt. 

Es kann nicht bestätigt werden. 


daß der Auszubildende die bei geordnetem Verlauf seiner Ausbildung bis zum Ende des_Fachsemesters 

üblichen Leistungen am_erbracht hat. 


5 Der Beurteilung liegen folgende Leistungsnachweise zugrunde: 
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Auszug aus dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 


§ 47 Auskunftspflichten 

(1) Die Ausbildungsstätte ist verpflichtet, die nach den §§ 48. 49 erforderlichen gutachtlichen Stellungnahmen abzugeben. Eine 
Eignungsbescheinigung nach § 48 ist von dem hauptamtlichen Mitglied des Lehrkörpers der Ausbildungsstätte auszustellen, das 
nach dem jeweiligen Landesrecht als zuständig bestimmt ist. 

§ 48 Mitwirkung von Ausbildungsstätten 

(1) Vom fünften Fachsemester an wird Ausbildungsförderung für den Besuch einer Höheren Fachschule, Akademie oder einer 
Hochschule nur von dem Zeitpunkt an geleistet, in dem der Auszubildende vorgelegt hat 

1. ein Zeugnis über eine bestandene Zwischenprüfung, die nach den Ausbildungsbestimmungen erst vom Ende des dritten 
Fachsemesters an abgeschlossen werden kann und vor dem Ende des vierten Fachsemesters abgeschlossen worden ist, 

2. eine nach Beginn des vierten Fachsemesters ausgestellte Bescheinigung der Ausbildungsstätte darüber, daß er die bei ge¬ 
ordnetem Verlauf seiner Ausbildung bis zum Ende des jeweils erreichten Fachsemesters üblichen Leistungen erbracht hat. 

Wenn die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen eine Zwischenprüfung oder einen entsprechenden Leistungsnachweis bereits 
vor Beginn des dritten Fachsemesters verbindlich vorschreiben, wird abweichend von Satz 1 für das dritte und vierte Fach¬ 
semester Ausbildungsförderung nur geleistet, wenn die entsprechenden Nachweise vorgelegt werden. In den Fällen des 
Satzes 1 ist § 15 Abs. 1 Satz 2 entsprechend anzuwenden. 
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Anlage 8 


j Formblatt 8/ao j 

Förderungsnummer 

Zutreffendes ist anzukreuzen V, j (Emgangsstempeij I 1 i I I 1 I I I 1 I 1 1 


Name. Vorname, Geburtsname Geburtsdatum 


Antrag auf Ausbildungsförderung für eine Ausbildung außerhalb des 
Geltungsbereichs des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

i Ausbildung außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 


Die Beantwortung I 
sämtlicher Fragen 
ist zur Durchführung 
des Bundesausbil- 1 
dungsförderungs- j 


1.1 Name und Art der Ausbildungsstätte. 


1.2 Anschrift der Ausbildungsstätte 


Förderung beantrage ich für die Zeit vom 
Unterrichts-/Vorlesungsbeginn_ 


- bis_ 


_Un'terrichts-/Vorlesungsende- 

der geplanten Ausbildung außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes, Fachrichtung 
ibe ich bereits_Semester studiert, davon außerhalb des Geltungsbereichs_ 


2 Ausbildung außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes in Europa 

□ Der Besuch der Ausbildungsstätte ist nach meinem Ausbildungsstand förderlich; mindestens ein Teil dieser 
Ausbildung kann auf die vorgeschriebene oder übliche Ausbildungszeit angerechnet werden. 


2 2 Die Ausbildung muß durchgeführt werden, 

□ ihrer Art nach überhaupt 

□ ni 


n der Bundesrepublik Deutschland (einschl. d 

vermittelt wird. 

einer gleichrangigen oder höherrangigen Ausbildungsstätte vermittelt wird 


3 

3.1 

32 


Ausbildung außerhalb Europas 

□ Der Besuch der Ausbildungsstätte ist für di 

(Ausführliche Begründung bitte auf gesondertem Blatt beifug 

□ Der Besuch der Ausbildungsstätte erfolgt ir 


Ausbildung erforderlich 

Rahmen eines anerkannten Stipendienprogramms 


3.2.1 Bezeichnung des Stipendienprogramms 


3.2.2 Träger des Stipendienprogramms_ 

3.2.3 Mir wurde das Stipendium für die Zeit vom_bis_ bewilligt Bescheid bitte beitugem 

□ Der Besuch der Ausbildungsstätte ist nach meinem Ausbildungsstand förderlich; mindestens ein Teil dieser Aus¬ 
bildung kann auf die vorgeschriebene oder übliche Ausbildungszeit angerechnet werden. 

3.4 Die Mittel, die über den für eine Ausbildung innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes geltenden Bedarf 
hinaus erforderlich sind 2 ), stehen mir 

□ zur Verfügung (Nachweise bitte beifugen) □ nicht zur Verfügung 


4 Zuletzt besuchte Ausbildungsstätte-——- 
Der letzte Antrag wurde gestellt bei 
dem Amt für Ausbildungsförderung _— 

der Hochschule^.—»y_- - - __ 

Bisherige Förderungsnummer 






□□I 
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J Ausreichende Sprachkenntnisse weise ich nach durch das beigefügte Sprachprüfungszeugnis 3 ) 


6 Wird für die Ausbildung ein Stipendium von anderer Stelle (z. B. DAAD) gewährt? 


ja I_I (Bescheid bitte beilügen) nein □ 


7 Notwendige Aufwendungen (Gilt nur für Nr. 2 und Nr. 3.1) 

7.1 Kosten der Hin- und Rückfahrt vom ständigen Wohnsitz zur Ausbildungsstätte 

(Es sind die Kosten der tariflich günstigsten Fahrkarte anzugeben; die Fahrkarte oder 
eine Bescheinigung der amtlichen Fahrpreisauskunft ist vorzulegen) 

7.2 Schulgeld, Studiengebühren (detaillierte Bescheinigung bitte beifügen) _ 


Ich versichere, daß meine Angaben richtig und vollständig sind. 

Mir ist bekannt, 

1. daß ich verpflichtet bin, jede Änderung meiner wirtschaftlichen Lage und meiner Ausbildungsverhältnisse, 
über die ich hier Erklärungen abgegeben habe, unverzüglich dem Amt für Ausbildungsförderung 
schriftlich anzuzeigen. 

2. daß unrichtige oder unvollständige Angaben oder die Unterlassung von Änderungsanzeigen strafrechtlich 
verfolgt oderalsOrdnungswidrigkeit mit einer Geldbuße geahndet werden können und daß zu Unrecht 
gezahlte Beträge zurückgefordert werden. 
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Anlage 9 


Zutreffendes ist anzukreuzen X | 


[ Formblatt 9/ao 1 


Antrag des Auszubildenden 
auf Aktualisierung 
nach §24 Abs. 3 BAföG 


Die Beantwortung 
sämtlicher Fragen ist zur 
Durchführung des Bundes- 
ausbildungsförderungs- 
gesetzes erforderlich 
(§§ 46 Abs. 3 und 55) 


Der Antrag auf Aktualisierung kann nur bis zum 
Ablauf des Bewilligungszeitraums gestellt werden 
Für die Entscheidung über diesen Antrag muß auch 
die Erklärung auf Formblatt 3/80 vorliegen, in dem 
die Einkommensverhältnisse im vorletzten 
Kalenderjahr vor Beginn des Bewilligungs¬ 
zeitraums anzugeben sind. 


1. Für den Bewilligungszeitraum von_._bis_beantrage ich. 

daß bei der Anrechnung des Einkommens meines/meiner 


□ vaters □ Mutter □ Ehegatten 


von den Einkommensverhältnissen im Bewilligungszeitraum ausgegangen wird, weil ihr/sein Einkommen, das in der Regel aus 
den Jahreseinkommen zweier Kalenderjahre ermittelt wird, in dieser Zeit voraussichtlich wesentlich geringer sein wird, als im 
vorletzten Kalenderjahr vor Beginn des Bewilligungszeitraums. 

Gründe für die Einkommensminderung (z.B. Bezug von Arbeitslosengeld oder -hilfe. Altersruhegeld. 

Renten wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit): 


Wird die Aktualisierung für mehr als einen Einkommensbezieher beantragt, 
ist für jeden gesondert ein Antrag auf Formblatt 9/80 zu stellen 


Zur Glaubhaftmachung der Einkommensminderung füge ich folgende Belege bei 
(z. B. Rentenbescheid oder Bescheid über Arbeitslosengeld oder -hilfe): 


2. Der Einkommensbezieher ist _ 

erwerbstätig als rentenversicherungspflichtiger Arbeitnehmer (z. B. Arbeiter. Angestellter) CD 

erwerbstätig als nichtrentenversicherungspflichtiger Arbeitnehmer (z. B. Beamter) CD 

erwerbstätig als Nichtarbeitnehmer oder auf Antrag von der Rentenversicherungspflicht befreiter oder I—. 

wegen geringfügiger Beschäftigung versicherungsfreier Arbeitnehmer (z. B. Selbständiger) *_I 

nicht erwerbstätig oder als Person im Ruhestandsalter nicht erwerbstätig (z. B. Frühinvalide, Altersrentner) CD 

3. Die der Berechnung des Einkommens im Bewilligungszeitraum zu Grunde zu legenden Jahreseinkommen werden sich voraus¬ 
sichtlich wie folgt zusammensetzen (künftige Erhöhungen wie z. B. Tariferhöhungen bitte beachten): 


Einkünfte aus: (in vollen DM) 

1.Jahr 

1.1.bis 31. 12.19 

2. Jahr 

1.1. bis 31.12.19 

Land- und Forstwirtschaft 

1 1 1 1 1 Inu 

1 1 1 1 1 Ihm 

Gewerbebetrieb 

1 1 1 1 1 |„u 

11 1 1 1 |„u 

selbständiger Arbeit 

1 1 i 1 1 In« 

1 1 1 1 1 Ihm 

nichtselbständiger Arbeit einschl. Versorgungsbezüge. 

Urlaubsgeld und Weihnachtszuwendung 

1 1 1 1 1 |„u 

1 1 1 1 1 Ihm 

Vermietung und Verpachtung 

1 1 1 II Inu 

1 1 1 1 1 In. 

Kapitalvermögen 

1 1 1 1 1 Ihm 

1 1 1 1 1 Ihm 

Sonstige Einkünfte (ohne Rentenanteile) 

1 1 1 1 1 1 nu 

1 1 1 1 1 Ihm 

voraussichtl. Lohn-/Einkommen- und Kirchensteuer 

II 1JJ Idm 

1 1 1 1 1 Ihm 
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Andere Einnahmen (in vollen DM) 

1. Jahr 

1. I bis 31. 12. 19- 

2. Jahr 

1. I bis 31. 12. 19_ 

Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz für_Kinder 

LJ 11.1.1dm 

1. 1 I.JJJdM 

Renten aus gesetzlichen und/oder privaten Rentenversicherungen 

| | 1 1 1 L„ 

1 _ 1 i 1 1 1 DM 

Unfallrenten 

IJ.JJ.JJdm 

LI i IJ.Idm 

Versorgungsrenten nach dem BVG und den Gesetzen, die das BVG für 
anwendbar erklären') und Renten nach §§ 31-34 BEG ohne Grundrente 
bzw. eines der Grundrente nach dem BVG entsprechenden Betrages 
ohne Schwerstbeschädigtenzulage, Zulage für fremde Führung. Pausch¬ 
beträge für Kleider- und Wäscheverschleiß und Pflegezulage 

II 1 1 1 In, 

1 1 1 1 1 In, 

1 1 1 1 1 1 

1 1 1 1 1 1 

Leistungen nach § 1 Diätengesetz des Bundes oder ent¬ 
sprechenden Vorschriften der Länder 

1_m_i_ j dm 

1 1 1 1 1 In, 

I _ 1 1. 1 _ 1 _ 1 DM 

II 1 II In, 

Einnahmen nach der Einkommensverordnung zum BAföG2) 

geld, Schlechtwettergeld. Unterhaltsgeld) 

1 _LU _LJ dm 

LLULL- Idm 

Unterhaltsleistungen Iz. B Leistungen, die der Ehegatte des Auszubildenden von seinen Eltern erhält) 

Name und Verwandtschattsvertiältnis zum Erklärenden 




Ich versichere, daß ich die Angaben nach bestem Wissen richtig und vollständig gemacht habe 

Mir ist bekannt, daß 

1. Ausbildungsförderung auf der Grundlage der aktuellen Einkommensverhältnisse unter dem Vorbehalt d?r Rückforderung 
geleistet wird; 

2. ich die für die endgültige Feststellung des Einkommens im Bewilligungszeitraum erforderlichen Unterlagen unverzüglich und unauf¬ 
gefordert vorlegen sowie alle Änderungen anzeigen muß; 

3. ich verpflichtet bin, eine sich bei der endgültigen Berechnung ergebende Überzahlung zu erstatten; 

4. ich nach Erhalt des Vorbehaltsbescheides - auch bei einer Einkommensverbesserung - die Anrechnung des Einkommens 
aus dem vorletzten Kalenderjahr vor Beginn des Bewilligungszeitraums nicht mehr verlangen kann. 
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Kostenverordnung 

für Amtshandlungen auf den Gebieten des Seemanns- und Flaggenrechts 
Vom 25. März 1980 


Auf Grund des § 143 a Abs. 2 des Seemannsgeset¬ 
zes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 9513-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
der durch Artikel 26 des Gesetzes vom 23. Juni 1970 
(BGBl. I S. 805) eingefügt und zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 10. Mai 1978 (BGBl. I S. 613) geän¬ 
dert worden ist, und des § 22 a Abs. 2 des Flaggen¬ 
rechtsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnümmer 9514-1, veröffentlichten bereinig¬ 
ten Fassung, der durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
23. Juni 1970 (BGBl. IS. 805) eingefügt und durch Arti¬ 
kel 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1978 (BGBl. I S. 613) 
geändert worden ist, in Verbindung mit dem 2. Abschnitt 
des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 
(BGBl. IS. 821), wird im Einvernehmen mit dem Bundes¬ 
minister der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates 
verordnet: 

§ 1 

Die Seemannsämter erheben für Amtshandlungen auf 
Grund des Seemannsgesetzes und der Seemanns¬ 
amtsverordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 9513-4, veröffentlichten bereinig¬ 
ten Fassung, zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 6. Februar 1976 (BGBl. I S. 282), die in dem anlie¬ 
genden Verzeichnis aufgeführten Gebühren. Neben den 
Gebühren werden Auslagen erhoben. 

§ 2 

§ 2 der Ersten Durchführungsverordnung zum Flag¬ 
genrechtsgesetz (Flaggenzeugnisse) in der im Bundes¬ 


gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9514-1-1, ver¬ 
öffentlichten bereinigten Fassung wird folgender Ab¬ 
satz 4 angefügt: 

„(4) Die Gebühr für die Ausstellung eines Flaggen¬ 
zeugnisses durch Konsulate beträgt hundertzwanzig 
Deutsche Mark." 

§ 3 

Vom 1. Januar 1980 bis zum 31. März 1980 werden 
von den Seemannsämtern außerhalb des Bundesgebie¬ 
tes für Amtshandlungen nach den Nummern 4, 5 und 7 
der Anlage zu § 1 und von den Konsulaten für die Aus¬ 
stellung eines Flaggenzeugnisses die bisherigen Ge¬ 
bühren erhoben. 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 148 des Seemanns¬ 
gesetzes auch im Land Berlin. 


§ 5 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1980 in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft: 

1. § 8 der Seemannsamtsverordnung, 

2. die Verordnung über die Gebühren der Seemanns¬ 
ämter im Bundesgebiet vom 21. März 1972 (BGBl. I 
S. 585). 


Bonn, den 25. März 1980 

Der Bundesminister für Verkehr 
K. Gscheidle 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
In Vertretung 
Anke Fuchs 
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Anlage 

(zu § 1) 


Gebührenverzeichnis 


Lfd. 

Nr. 

Gegenstand 

Rechtsgrundlage 

Gebühr DM 

1 

Ausstellung eines Seefahrtbuches 

§ 11 Abs. 2 des 

Seemannsgesetzes 

15,— 

2 

Verlängerung der Gültigkeitsdauer 
eines Seefahrtbuches 

§ 5 Abs. 2 der 
Seemannsamts-Verordnung 

7,50 

3 

Ersatz eines Seefahrtbuches bei 
Verlust 

§ 11 Abs. 3 des 

Seemannsgesetzes 

20,— 

4 

Ausfertigung einer Musterrolle bei 
Erstausfertigung oder General¬ 
musterung 

§ 13 Abs. 2, § 20 des 
Seemannsgesetzes 

33,— 

5 

Änderung der Musterrolle (außer im 
Falle der An-, Um- oder Abmuste¬ 
rung) 

§ 14 Nr. 1 bis 3 des 
Seemannsgesetzes 

10 ,— 

6 

Ausfertigung einer Beilage zur Mu¬ 
sterrolle bei notwendig werdender 
Nachmusterung 

§ 12 Abs. 3 der 
Seemannsamts-Verordnung 

10 ,— 

7 

An-, Um- oder Abmusterungen von 
Besatzungsmitgliedern oder sonsti¬ 
ger im Rahmen des Schiffsbetriebes 
an Bord tätiger Personen: 

§§ 15,19 des 

Seemannsgesetzes 



Innerhalb der Dienstzeit und inner¬ 
halb der Diensträume 


7,— 

8 

Die Gebühr zu Nummer 7 erhöht sich: 



8.1 

Innerhalb der Dienstzeit und außer¬ 
halb der Diensträume um 50 % je Ein¬ 
zelmusterung, mindestens je Muste¬ 
rungsverhandlung jedoch um 


20,— 

8.2 

außerhalb der Dienstzeit und inner¬ 
halb der Diensträume um 75 % je Ein¬ 
zelmusterung, mindestens je Muste¬ 
rungsverhandlung jedoch um 


30,— 

8.3 

außerhalb der Dienstzeit und außer¬ 
halb der Diensträume um 100 % je 
Einzelmusterung, mindestens je Mu¬ 
sterungsverhandlung jedoch um 


40,— 
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Zweite Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über die Laufbahnen der Polizeivoltzugsbeamten des Bundes 
im Ordnungs- und Streifendienst in der Hausinspektion der Verwaltung des Deutschen Bundestages 
Vom 26. März 1980 


Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Bundespolizeibeamten¬ 
gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1357) verordnet 
die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Verordnung über die Laufbahnen der Polizeivoll¬ 
zugsbeamten des Bundes im Ordnungs- und Streifen¬ 
dienst in der Hausinspektion der Verwaltung des Deut¬ 
schen Bundestages vom 16. September 1971 (BGBl. I 

S. 1601), geändert durch die Verordnung vom 14. Sep¬ 
tember 1972 (BGBl. I S. 1769), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Verordnung über die Laufbahnen des Polizeivoll¬ 
zugsdienstes der Hausinspektion der Verwaltung 
des Deutschen Bundestages (Hausinspektion- 
Laufbahnverordnung - HLV)“. 

2. In § 1 werden die Worte „im Ordnungs- und Strei¬ 
fendienst in" gestrichen. 

3. In § 3 Abs. 2 werden die Worte „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. August 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1281)" gestrichen. 

4. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1181)“ gestrichen. 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird der Hinweis in der Klam¬ 
mer ersetzt durch „§ 42 Abs. 1 des Bundesbe¬ 
soldungsgesetzes“. 

b) In Absatz 4 wird die Zahl „12" durch die Zahl 
„13“ ersetzt. 

6. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird gestrichen; Nummer 3 wird Num¬ 
mer 2. 

b) Nummer 4 wird Nummer 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„3. die Prüfung für den 

a) mittleren nichttechnischen Dienst bei 
der Deutschen Bundesbahn (ergänzt für 
den Einsatz im Bahnpolizeidienst), 

b) mittleren nichttechnischen Dienst in der 
allgemeinen und inneren Verwaltung des 
Bundes und der Länder, 

c) mittleren Zolldienst.“ 


7. In § 13 werden die Nummern 2 und 3 gestrichen. 
Nummer 4 wird Nummer 2 und erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„2. die Prüfung für den 

a) gehobenen nichttechnischen Dienst in der 
allgemeinen und inneren Verwaltung des 
Bundes, 

b) gehobenen Zolldienst." 


8. § 15 erhält folgende Fassung: 

,.§15 

Aufstieg 

(1) Beamte des mittleren Vollzugsdienstes der 
Hausinspektion können zum Aufstieg in die Lauf¬ 
bahn des gehobenen Vollzugsdienstes zugelassen 
werden, wenn sie 

1. nach ihren fachlichen Leistungen, ihren Fähig¬ 
keiten und ihrer Persönlichkeit hierfür geeignet 
erscheinen, 

2. sich in einer Dienstzeit von mindestens zwei Jah¬ 
ren seit der ersten Verleihung eines Amtes ihrer 
Laufbahn oder einer anderen Laufbahn des mitt¬ 
leren Polizeivollzugsdienstes bewährt haben, 

3. das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
Für die Feststellung der Eignung ist mit zu berück¬ 
sichtigen, ob der Bewerber nach seinem Bildungs¬ 
stand die Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Fachhochschulausbildung erfüllt. Der Präsident des 
Deutschen Bundestages kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Innern und dem Bundes¬ 
minister der Finanzen Bildungsvoraussetzungen für 
die Zulassung zur Ausbildung festlegen. 

(2) Die Beamten werden durch Teilnahme an der 
für die Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugs¬ 
dienstes im Bundesgrenzschutz eingerichteten 
Laufbahnausbitdung (Fachhochschulstudiengang) 
ausgebildet; die Ausbildung dauert drei Jahre. 
§ 15 a Abs. 2 bis 4 der Bundesgrenzschutz-Lauf¬ 
bahnverordnung vom 2. Juli 1976 (BGBl. I S. 1723), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 19. De¬ 
zember 1979 (BGBl. I S. 2293), gilt entsprechend. 
Geeignete Abschnitte der berufspraktischen Stu¬ 
dienzeiten können im Bereich der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages in Aufgabenbereichen des 
gehobenen Vollzugsdienstes der Hausinspektion 
durchgeführt werden. Soweit die Beamten während 
ihrer bisherigen Tätigkeit schon hinreichende 
Kenntnisse erworben haben, wie sie für die neue 



370 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1980, Teil I 


Laufbahn gefordert werden, können die berufsprak¬ 
tischen Studienzeiten um höchstens sechs Monate 
gekürzt werden, 

(3) Die Ausbildung schließt mit der Prüfung für die 
Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes 
im BGS ab. Sie gilt als Prüfung für die Laufbahn des 
gehobenen Vollzugsdienstes der Hausinspektion. 

(4) Die Prüfung und die das Grundstudium ab¬ 
schließende Zwischenprüfung können einmal wie¬ 
derholt werden; der Präsident des Deutschen Bun¬ 
destages kann in begründeten Ausnahmefällen 
eine zweite Wiederholung zulassen. Beamte, die die 
Prüfung oder die Zwischenprüfung endgültig nicht 
bestehen, treten in die frühere Beschäftigung zu¬ 
rück. 

(5) Ein Amt der Laufbahn des gehobenen Voll¬ 
zugsdienstes darf den Beamten erst verliehen wer¬ 
den, wenn sie sich in Aufgaben der Laufbahn be¬ 
währt haben; § 8 Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend an¬ 
zuwenden. Bis zur Verleihung eines Amtes der neu¬ 
en Laufbahn bleiben die Beamten in ihrer Rechts¬ 
stellung.“ 

9. In § 18 werden die Worte „§§34 bis 36 der Bundes¬ 
laufbahnverordnung vom 27. April 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 422)" durch die Worte „§§ 40 bis 42 


der Bundeslaufbahnverordnung vom 15. November 
1978 (BGBl. I S. 1763)" ersetzt. 

10. § 19 wird gestrichen. 

11. § 20 wird gestrichen. 

12. In §22 Abs. 2 werden die Zahl „1975“ durch die 
Zahl „1985“ und der Hinweis in der Klammer durch 
„§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3" ersetzt. 

13. In §23 werden die Worte „§42 der Bundeslauf¬ 
bahnverordnung vom 27. April 1970 (Bundesge- 
setzbl. I S. 422)“ durch die Worte „§ 45 Abs. 6 und 
7 der Bundeslaufbahnverordnung“ ersetzt. 

Artikel 2 

Übergangsregeiung für Aufstiegsbeamte 

Beamte, deren Einführung in die Aufgaben des geho¬ 
benen Vollzugsdienstes vor dem 1. April 1980 begon¬ 
nen hat, schließen sie nach den bisherigen Vorschriften 
ab. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1980 in Kraft. 


Bonn, den 26. März 1980 

Der Bundeskanzler 
Schmidt 

Der Bundesminister des Innern 
Baum 
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Neunte Verordnung 

zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Ausländergesetzes 
Vom 26. März 1980 

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Ausländergesetzes vom 
28. April 1965 (BGBl. IS. 353) wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

Artikel 1 

Die Anlage zu § 1 Abs. 2 bis 4, § 4 Abs. 1 Nr. 5 und § 5 
Abs. 1 Nr. 2 und 4 Buchstaben b und c der Verordnung 
zur Durchführung des Ausländergesetzes in der Fas¬ 
sung der Bekanntmachung vom 29. Juni 1976 (BGBI.I 
S. 1717) wird wie folgt geändert: 

1. „Afghanistan“ wird gestrichen. 

2. Nach „Argentinien“ wird „Äthiopien“ gestrichen. 

3. Nach „Spanien sowie Kanarische Inseln, Balearen, 

Ceuta, Melilla, Spanisch-Nordafrika“ wird „Sri Lan¬ 
ka“ gestrichen. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überiei- 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 53 des Ausländer¬ 
gesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 26. März 1980 


Der Bundesminister des Innern 
Baum 
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